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22. Sitzung des Kreisausschusses des Kreistages des Landkreises Eichsfeld am 
14.09.2016 
 
Die 22. Sitzung des Kreisausschusses des Kreistages des Landkreises Eichsfeld findet am  
 

Mittwoch, den 14.09.2016 um 14:00 Uhr 
 
im Kreistagssaal des Landkreises Eichsfeld, Göttinger Straße 5, Heilbad Heiligenstadt statt. 

 
 

Tagesordnung 
 
15. Genehmigung der Niederschrift über den öffentlichen Teil der 21. Sitzung des Kreisausschusses 

am 24.08.2016 
  

16. Feststellung des Jahresabschlusses der Eichsfelder Kulturbetriebe zum 31.12.2015 
  

17. Entgelterhöhung für die Personalstellen des Kinder- und Jugendförderplans des Landkreises 
Eichsfeld 2015 - 2019 

  

18. Bedarfsplan Kindertagesbetreuung im Landkreis Eichsfeld 2016/2017 und 2017/2018 
  

19. Controllingbericht 1. Halbjahr 2016 
  

20. Abschlussbericht der Klimaschutz-Teilkonzepte für den Landkreis Eichsfeld 
  

21. Entwurf der Tagesordnung zur 11. Sitzung des Kreistages am 28.09.2016 - Öffentlicher Teil 
  

22. Mitteilungen und Anfragen 
  

 
 
Heilbad Heiligenstadt, 02.09.2016 
 
 
 
Der Landrat 
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Öffentliche Stellenausschreibung 
Sachbearbeiterin/Sachbearbeiter Jugendarbeit / Jugendsozialarbeit im Jugendamt 
 
Der Landkreis Eichsfeld beabsichtigt zum nächstmöglichen Zeitpunkt zwei Stellen als Sachbearbeite-
rin/Sachbearbeiter Jugendarbeit / Jugendsozialarbeit im Jugendamt in Teilzeitbeschäftigung (20/40) 
unbefristet und in Vollbeschäftigung (40/40) zur Mutterschutz und Elternzeitvertretung zu besetzen. 
 
Das Aufgabengebiet umfasst u. a. folgende Arbeitsschwerpunkte: 
 

 Fachberatung Jugendarbeit, Schul- u. Jugendsozialarbeit 
 

o Anleitung und Praxisberatung von Fachkräften freier und öffentlicher Träger 
o Beratung von Einrichtungsleitern und Verantwortlichen freier Träger 
o Unterstützung und Anleitung für Fachkräfte und Leiter bei der Konzipierung von Angeboten 

und Projekten in ihren Einrichtungen 
o Organisation von Fortbildungen und Erstellung eigener Fortbildungsangebote für alle Fach-

kräfte der Jugendarbeit 
 

 Projektarbeit 
 

o Überwachung, Steuerung und Einhaltung der Programmtermine 
o Antragstellungen 
o Erarbeitung und Umsetzung von Qualitätskriterien, Evaluation Projektergebnisse 
o Vorprüfung der Verwendungsnachweise in Abstimmung mit dem Rechnungsprüfungsamt 
o Entwicklung und Führung eines Kontroll- und Berichtswesens 
o Fachberatung 

 

 Jugendschutz 
 

o Planung, Durchführung und Nachbereitung von Jugendschutzkontrollen 
o Planung, Erarbeitung und Durchführung von Maßnahmen des erzieherischen Jugendschutzes 
o Planung und Durchführung von Maßnahmen des strukturellen Jugendschutzes 

 

 Konzeptarbeit 
 

o Erarbeitung, Aktualisierung u. Evaluation von Konzepten im Jugendschutz, der Jugendarbeit, 
der Fachberatung, der Jugendbildung und der Jugendsozialarbeit 

o Erarbeitung von Qualitäts- und Ausstattungsstandards in der Jugendarbeit 
 

 Mitwirkung bei der Jugendförderplanung und Richtlinienerstellung 

 Mitwirkung in und Initiierung von Netzwerken zur Verknüpfung und zum Austausch der Maßnahmen 
untereinander und im Sozialraum 

 Erarbeitung und Führung von statistischen Erhebungen 
 
Anforderungen an die Bewerberin/den Bewerber: 
 
Die Bewerberinnen/Bewerber sollten eine sozialwissenschaftliche Hochschulausbildung vorweisen können. 
Dies ist insbesondere bei folgenden Abschlüssen der Fall: 
 

 Diplom-, Bachelor- und Masterabschluss in einem Studiengang der Sozialen Arbeit mit staatlicher 
Anerkennung 

 Diplom-, Bachelor-, Magister- und Masterabschluss in einem Studiengang der Psychologie, der Erzie-
hungswissenschaften mit Schwerpunkt Sozialpädagogik, 

 
Weitere Anforderungen: 
 

 Führerschein Klasse B) und die Bereitschaft, das Privatfahrzeug auch für dienstliche Zwecke  
zu nutzen, sind wünschenswert   

 Bereitschaft zur Arbeit außerhalb der regulären Dienstzeiten  

 Sicherer Umgang mit IT – Anwendungen (Office Programme) 
 



Öffentliche Bekanntmachungen des Landkreises Eichsfeld 

 

- 199 - 

Amtsblatt für den Landkreis Eichsfeld / Nr.: 29                                         Heilbad Heiligenstadt, den 06.09.2016 

Gesucht werden engagierte und belastbare Mitarbeiter, die sich auf unterschiedliche Situationen einstellen 
können, über eine gute mündliche und schriftliche Kommunikationskompetenz, Verhandlungsgeschick, Ver-
antwortungsbewusstsein, Leistungsbereitschaft, Teamfähigkeit und Durchsetzungsvermögen verfügen. 
 
Bei einer Einstellung in das Beschäftigungsverhältnis, erfolgt die Eingruppierung in die  
Entgeltgruppe S11b TVöD. 
 
Falls Sie eine den Anforderungen der Stelle entsprechende Qualifikation vorweisen können und Interesse an 
dieser Tätigkeit haben, richten Sie bitte Ihre Bewerbung (mit tabellarischem Lebenslauf, Zeugniskopien, Befä-
higungs- und Tätigkeitsnachweise) schriftlich bis zum 15.09.2016 (Bewerbungseingang) an den  
 

Landkreis Eichsfeld 
Hauptamt 

Sachgebiet Personal 
Friedensplatz 8 

37308 Heilbad Heiligenstadt 
 
oder elektronisch an: bewerbung@kreis-eic.de. 
 
Für eingegangene Bewerbungen wird keine Eingangsbestätigung verschickt, der Eingang kann aber unter 
den Telefonnummern 03606 650-1252 (Frau Schwarz), 03606 650-1253 (Frau Hennecke) oder 03606 650-
1259 (Frau Leschinski-Fiedler) bestätigt werden.  
 
Eine Rückgabe der Bewerbungsunterlagen erfolgt nur, wenn der Bewerbung ein frankierter Rückumschlag 
beigefügt wurde oder diese persönlich beim Landkreis Eichsfeld abgeholt werden.  
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Wasser- und Abwasserzweckverband „Eichsfelder Kessel“, Breitenworbiser Straße 1,  
37355 Niederorschel 
 

5. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung in der Fassung vom 05.09.2011 des 
Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Eichsfelder Kessel“ (WAZ ‚EK‘) 
(gemäß Beschluss Nr. 02 – 2016 der Verbandsversammlung des WAZ ‚EK‘ vom 15.08.2016) 
 
Aufgrund der §§ 16 ff. des Thüringer Gesetzes über die Kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. Seite 290), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23. Juli 2013 (GVBl. S. 194) hat die Verbandsversammlung des Wasser- und Abwasserzweckverbandes 
„Eichsfelder Kessel“ in ihrer Sitzung am 15.08.2015 die folgende 5. Satzung zur Änderung der Verbandssat-
zung in der Fassung vom 05.09.2011 des Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Eichsfelder Kessel“ be-
schlossen: 
 
Artikel 1 
 
Die Verbandssatzung des Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Eichfelder Kessel“ vom 05.09.2011 (veröf-
fentlicht im Amtsblatt des Landkreises Eichsfeld vom 13.09.2011 - Jahrgang 2011, Nr. 26, S. 164 ff.) wird wie 
folgt geändert: 
 
§ 10, Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
 
Der Verbandsausschuss besteht aus sechs Mitgliedern. Ihm gehören der Verbandsvorsitzende, der stellvertre-
tende Verbandsvorsitzende und vier von der Verbandsversammlung zu bestellende Verbandsräte an. 
 
Artikel 2 
 
Die 5. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung in der Fassung vom 05.09.2011 des Wasser- und Abwas-
serzweckverbandes „Eichsfelder Kessel“ am Tag nach der Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises 
Eichsfeld in Kraft. 
 
 
Ausfertigung: 
 
 
Niederorschel, den 29.08.2016 
 
 
 
gez. Heinrich Barthel      - Siegel - 
Verbandsvorsitzender 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die sich aus der Thüringer Kommunalordnung oder aus 
einer aufgrund der Thüringer Kommunalordnung erlassenen Vorschrift ergeben, ist unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber dem Zweckverband unter Bezeich-
nung des Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist. Ausgenom-
men sind die Vorschriften über die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung. 
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Satzung über den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgung und deren Benut-
zung des Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Eichsfelder Kessel“ (Rumpfsat-
zung) 
 
Präambel: 
 
Aufgrund der §§ 20 und 23 des Thüringer Gesetzes über die Kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBl. S. 290), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
23. Juli 2013 (GVBl. S. 194), i. V. m. §§ 19 und 20 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisordnung (Thüringer 
Kommunalordnung – ThürKO) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 2. Juli 2016 (GVBl. S. 41) erlässt der Wasser- und Abwasserzweckverband 
„Eichsfelder Kessel“ mit Beschluss der Verbandsversammlung vom 15.08.2016 folgende Satzung: 
 
§ 1 Allgemeines 
 
Der Wasser- und Abwasserzweckverband „Eichsfelder Kessel“ (im Nachfolgenden Verband genannt) betreibt 
zur Versorgung der Grundstücke seines Verbandsgebietes mit Trinkwasser eine öffentliche Einrichtung. 
 
§ 2 Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer 
 
(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung sind katastermäßig abgegrenzte Teile der Erdoberfläche, die im 

Bestandsverzeichnis des Grundbuchs unter einer besonderen Nummer eingetragen sind. Mehrere 
Grundstücke oder Teile von Grundstücken im Sinne des Grundbuchrechts stellen ein Grundstück im 
Sinne dieser Satzung dar, wenn sie wegen verbindlicher planerischer Festsetzungen oder wegen der 
tatsächlichen Geländeverhältnisse nur gemeinsam baulich oder gewerblich nutzbar sind, wenn sie an-
einandergrenzen und die Eigentümer identisch sind. 

 
(2) Die Vorschriften dieser Satzung für Grundstückseigentümer gelten auch für Erbbauberechtigte und 

Inhaber eines dinglichen Nutzungsrechts im Sinne des Art. 233 § 4 EGBGB. Von mehreren dinglich am 
Grundstück Berechtigten ist jeder einzelne berechtigt und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 3 Begriffsbestimmungen 
 
Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Bedeutung: 
 

 Versorgungsleitung: 
Wasserleitungen mit Verteilerfunktion innerhalb eines Versorgungsgebietes 

 

 Transportleitungen: 
Wasserleitungen zwischen technischen Anlagen und Versorgungsgebieten 

 

 Hausanschlussleitung: 
 

Wasserleitung, welche das Trinkwasser von der Versorgungsleitung zum Verbraucher liefert (nach DIN 
EN 805) Bestandteil der Anschlussleitung sind üblicherweise: 
- Abzweigformstück oder Anbohrarmatur 
- Absperrarmatur 
- Rohrleitung 
- Hauseinführung 

 

 Hauptabsperrvorrichtung: 
der Messeinrichtung unmittelbar vorgelagerte Armatur, mit der die gesamte nachfolgende Wasserver-
brauchsanlage sowie der Wasserzähler abgesperrt werden kann 

 

 Übergabestelle öffentlicher-privater Bereich: 
Standort der Hauptabsperrvorrichtung als Bestandteil der Hausanschlussleitung 
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§ 4 Anschluss- und Benutzungsrecht 
 
(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein Grundstück nach Maßgabe dieser Satzung an 

die Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen und mit Trinkwasser beliefert wird. 
 
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die durch eine Versor-

gungsleitung erschlossen sind. Ein Grundstück ist erschlossen, wenn es unmittelbar an eine öffentliche 
Verkehrsfläche grenzt, in der eine Versorgungsleitung ausreichender Kapazität verlegt ist. Hinterlieger-
grundstücke sind nur dann von der öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung des Verbandes er-
schlossen, wenn ein Hausanschluss über das Vorderliegergrundstück sowohl rechtlich als auch tat-
sächlich möglich ist. Der Grundstückseigentümer kann nicht verlangen, dass eine neue Versorgungslei-
tung hergestellt oder eine bestehende Versorgungsleitung geändert wird. Welche Grundstücke durch 
eine Versorgungsleitung erschlossen werden, bestimmt der Verband. 

 
(3) Der Verband kann den Anschluss eines Grundstücks an eine bestehende Versorgungsleitung versa-

gen, wenn die Wasserversorgung wegen der Lage des Grundstücks oder aus sonstigen technischen 
oder betrieblichen Gründen dem Verband erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maß-
nahmen erfordert, es sei denn, der Grundstückseigentümer übernimmt die Mehrkosten, die mit dem 
Bau und Betrieb zusammenhängen und leistet auf Verlangen Sicherheit. 

 
(4) Kann aus der Wasserlieferung Schmutzwasser anfallen und ist dessen ordnungsgemäße Beseitigung 

nicht gesichert, ist die Herstellung des Wasseranschlusses zu versagen. 
 
(5) Ein Recht zum Anschluss eines Grundstückes an eine Transportleitung besteht nicht. 
 
(6) Das Benutzungsrecht erstreckt sich nicht auf die Vorhaltung von Löschwasser. 
 
(7) Der Verband kann das Benutzungsrecht in begründeten Einzelfällen ausschließen oder einschränken. 
 
§ 5 Anschlusszwang 
 
Wer zum Anschluss berechtigt ist, ist nach § 4 verpflichtet, das Grundstück, auf dem Wasser verbraucht wird, 
an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung anzuschließen (Anschlusszwang). Ein Anschlusszwang be-
steht nicht, wenn der Anschluss rechtlich nicht oder tatsächlich nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand ist. 
 
§ 6 Befreiung vom Anschlusszwang 
 
(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss wird der Grundstückseigentümer auf Antrag ganz oder zum Teil 

befreit, wenn der Anschluss ihm aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erforder-
nisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. 

 
(2) Der Antrag auf Befreiung ist schriftlich unter Angabe der Gründe beim Verband einzureichen. Die Be-

freiung kann befristet, unter Bedingungen, in Verbindung mit Auflagen und unter Vorbehalt des jederzei-
tigen Widerrufs erteilt werden.  

 
§ 7 Benutzungszwang 
 
Grundstücke, die an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen sind, haben ihr gesamtes 
Trinkwasser im Rahmen des Benutzungsrechts nach § 4 ausschließlich aus dieser Anlage zu decken (Benut-
zungszwang). Verpflichtet sind neben dem Grundstückseigentümer auch alle Benutzer des Grundstückes. Der 
Benutzungszwang erstreckt sich nicht auf die Vorhaltung von Löschwasser. Niederschlagswasser darf zur Gar-
tenbewässerung genutzt werden. 
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§ 8 Befreiung vom Benutzungszwang 
 
(1) Von der Verpflichtung zur Benutzung kann der Verband auf Antrag ganz oder teilweise eine Befreiung 

erteilen, wenn die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfordernisse 
des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. 

 
(2) Von der Benutzung für einen bestimmten Verbrauchszweck oder Teilbedarf ist eine Befreiung zu ertei-

len, soweit dies für die technische Wasserversorgung zumutbar ist und nicht andere Rechtsvorschriften 
oder Gründe der Volksgesundheit entgegenstehen. 

 
(3) Der Antrag auf Befreiung / Teilbefreiung ist schriftlich unter Angabe der Gründe beim Verband einzu-

reichen. Die Befreiung kann auch befristet, unter Bedingungen, Auflagen oder Widerrufsvorbehalt erteilt 
werden. 

 
(4) Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer Eigengewinnungsanlage hat der Grundstückseigentümer 

dem Verband Mitteilung zu geben; dasselbe gilt auch, wenn eine solche Anlage nach dem Anschluss 
an die öffentliche Wasserversorgung weiterbetrieben werden soll. Der Grundstückseigentümer hat si-
cherzustellen, dass die Eigengewinnungsanlage technisch vollständig von der öffentlichen Wasserver-
sorgungsanlage getrennt ist.  

 
(5) Die Zustimmung des Verbandes zur Errichtung bzw. zum Betrieb einer Eigengewinnungsanlage befreit 

nicht von einer eventuell erforderlichen wasserrechtlichen Erlaubnis der zuständigen Wasserbehörde.  
 
§ 9 Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel, Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Der Verband kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen Anordnungen 

für den Einzelfall erlassen. 
 
(2) Für die Erzwingungen der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, Duldungen oder Unterlas-

sungen gelten die Vorschriften des Thüringer Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes. 
 
(3) Nach §§ 19 Abs. 2 und 20 Abs. 3 der ThürKO i. V. m. § 16 Abs. 1, 23 Abs. 1 S. 1 des Gesetzes über 

die Kommunale Gemeinschaftsarbeit - KGG kann nach dieser Bestimmung mit Geldbuße belegt wer-
den, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

 
3.1. entgegen dem Anschlusszwang nach § 4 sein Grundstück nicht an die öffentliche Wasserver-

sorgungsanlage anschließt. 
 
3.2. entgegen dem Benutzungszwang nach § 6 seinen gesamten Bedarf an Wasser im Rahmen des 

Benutzungsrechts nicht ausschließlich aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage deckt, 
ohne dass hierfür eine Befreiung vom Benutzungszwang erteilt wurde. 

 
3.3. entgegen der Mitteilungspflicht nach § 7 Abs. 4 von der Errichtung, der Inbetriebnahme oder 

dem Weiterbetrieb einer Eigengewinnungsanlage keine Mitteilung macht. 
 
3.4. der nach § 8 Abs. 4 widerrechtlich eine eigene Gewinnungsanlage technisch mit der öffentli-

chen Wasserversorgungsanlage verbindet. 
 
(4) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 5.000,00 € geahndet werden nach 

§ 20 Abs. 3 ThürKO. 
 
§ 10 Anwendung der AVBWasserV 
 
Das Wasserlieferungsverhältnis, insbesondere der Anschluss an das Versorgungsnetz und die Versorgung mit 
Trinkwasser unterliegen den Regeln der Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit 
Wasser (AVBWasserV) vom 20.06.1980 (BGBl. Seite 684), zuletzt geändert durch (Artikel 8 der Verordnung 
vom 11.12.2014, BGBl I S. 2010) und den „Ergänzenden Bestimmungen des Wasser- und Abwasserzweckver-
bandes „Eichsfelder Kessel“ zur AVBWasserV“ in der jeweils gültigen Fassung. Im Übrigen gelten die Techni-
schen Anschlussbedingungen des Verbandes. 
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§ 11 Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung der Satzung im Amtsblatt des Landkreises Eichsfeld 
(Amtsblatt der Aufsichtsbehörde) in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt die Satzung über den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgung und deren Benutzung 
des Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Eichsfelder Kessel“ vom 04.09.2003 außer Kraft. 
 
Ausfertigung: 
 
 
Niederorschel, den 29.08.2016 
 
 
 
gez. Heinrich Barthel 
Verbandsvorsitzender 
 
 
 
 
 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die sich aus der Thüringer Kommunalordnung oder aus 
einer aufgrund der Thüringer Kommunalordnung erlassenen Vorschrift ergeben, ist unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber dem Verband unter Bezeichnung des 
Sachverhalts, der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist. Ausgenommen sind 
die Vorschriften über die Genehmigung, die Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung. 
 
 

Ergänzende Bestimmungen des Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Eichsfelder 
Kessel” zur „Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Was-
ser“ (AVBWasserV) vom 20. Juni 1980 
 
1. Zu § 2 AVBWasserV – Vertragsabschluss 
 
1.1 Der Wasser- und Abwasserzweckverband „Eichsfelder Kessel“ (im folgenden Verband genannt) liefert 

auf der Grundlage eines privatrechtlichen Versorgungsvertrages Wasser an seine Kunden. Ein Vertrag 
kommt auch zustande durch einen entsprechenden Antrag des Kunden auf Anschluss und erteilte Ge-
nehmigung des Verbandes, Abschluss des Vertrages zur Herstellung eines Trinkwasserhausanschlus-
ses sowie Bezahlung des Baukostenzuschusses und der Hausanschlusskosten. 

 
1.2 Der Versorgungsvertrag wird grundsätzlich mit dem Eigentümer oder dem Erbbauberechtigten des an-

zuschließenden Grundstückes abgeschlossen. In Ausnahmefällen kann der Vertrag auch mit dem Nut-
zungsberechtigten, z. B. Mieter, Pächter, Nießbraucher, abgeschlossen werden (vgl. § 8 Abs. 5 AVB-
WasserV); in dem Fall kann der Verband den Vertragsabschluss davon abhängig machen, dass der Ei-
gentümer/Erbbauberechtigte eine Schuldbeitrittserklärung abgibt. 

 
1.3 Werden mehrere Grundstückseigentümer über eine Anschlussleitung mit Wasser versorgt, so haften 

sie gegenüber dem Verband gesamtschuldnerisch. 
 
1.4 Sofern es sich um eine Wohnungseigentümergemeinschaft handelt, wird der Versorgungsvertrag mit 

der Gemeinschaft abgeschlossen. Jeder Wohnungseigentümer haftet als Gesamtschuldner neben der 
Wohnungseigentümergemeinschaft. Die Wohnungseigentümergemeinschaft verpflichtet sich, den Ver-
walter oder eine andere Person zu bevollmächtigen, alle Rechtsgeschäfte aus dem Versorgungsvertrag 
für die Wohnungseigentümer mit dem Verband wahrzunehmen und personelle Änderungen, die die 
Haftung der Wohnungseigentümer berühren, dem Verband unverzüglich mitzuteilen. Wird ein Vertreter 
nicht benannt, so sind die an einen Wohnungseigentümer abgegebenen Erklärungen des Verbandes 
auch für die übrigen Eigentümer rechtswirksam. Das gleiche gilt, wenn das Eigentum an dem versorg-
ten Grundstück mehreren Personen gemeinschaftlich zusteht (Gesamteigentum und Miteigentum nach 
Bruchteilen). 
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1.5 Wohnt der Kunde nicht im Inland, so hat er einen Zustellungsbevollmächtigten zu benennen. 
 
1.6 Der Verband nimmt nicht an einem Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucherschlichtungsstelle 

teil. 
 
2. Zu § 3 AVBWasserV – Bedarfsdeckung 
 
2.1 Zwischen einer eigenen Wasserversorgungsanlage und dem öffentlichen Versorgungsnetz ist keine 

unmittelbare Verbindung zulässig. 
 
2.2 Wenn die zeitweilige Absperrung länger als 2 Jahre dauert, so ist nach DIN 1988 die Hausanschlusslei-

tung durch den Verband vom Versorgungsnetz abzutrennen 
 
 
3. Zu § 4 AVBWasserV – Art der Versorgung 
 
3.1 Der Verband stellt Wasser in einer Beschaffenheit zur Verfügung, die den Mindestanforderungen der 

Trinkwasserverordnung entspricht. Darüberhinausgehende Anforderungen sind durch den jeweiligen 
Kunden selbst zu erfüllen. 

3.2 Eine Druckerhöhung für Gebäude, für deren Versorgung ein über dem Durchschnitt des Versorgungs-
gebietes liegender Versorgungsdruck notwendig wird, ist durch den Kunden zu gewährleisten. Dies be-
trifft insbesondere die Verpflichtung des Kunden, die Kosten für die Installation, den laufenden Betrieb 
sowie die Unterhaltung, Reparatur und Erneuerung der abnehmereigenen, den Regeln der Technik 
entsprechenden Druckerhöhungsanlagen zu tragen. 

 
3.3 In historisch gewachsenen Versorgungsgebieten ist der Verband nicht verpflichtet, einen höheren als in 

diesem Netz möglichen Versorgungsdruck zu liefern. 
 
3.4 Maßnahmen des Kunden, z. B. Einbau von Druckerhöhungsanlagen, Dosiergeräten usw. dürfen keine 

nachteiligen Auswirkungen auf das Versorgungsnetz (Verteilungsnetz und Hausanschluss) haben und 
gehen zu Lasten des Kunden. 

 
 
4. Zu § 6 AVBWasserV – Haftung 
 
4.1 Die Haftung des Verbandes gegenüber dem Kunden nach § 2 Haftpflichtgesetz ist ausgeschlossen, 

soweit es sich bei dem Kunden um eine juristische Person des öffentlichen Rechts handelt. Ferner fin-
det § 2 Haftpflichtgesetz keine Anwendung, wenn der Kunde Kaufmann und der Versorgungsvertrag ein 
zum Betriebe seines Handelsgewerbes gehörender Vertrag ist. 

 
4.2 Beruht der Schaden nicht auf einer Unterbrechung der Wasserversorgung oder auf Unregelmäßigkeiten 

in der Belieferung, so haftet der Verband gegenüber dem Kunden nur dann, wenn der Schaden von ihm 
oder einem Erfüllungsgehilfen vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht worden ist, es sei denn, der 
Schaden besteht in einer Verletzung der Gesundheit oder des Lebens des Kunden. Die Haftung des 
Verbandes gemäß § 2 Haftpflichtgesetz in unter Ziffer 4.1 gezogenen Grenzen bleibt unberührt. 

 
 
5. Zu § 9 AVBWasserV – Baukostenzuschüsse 
 
5.1 Der Anschlussnehmer zahlt dem Verband bei Anschluss an das Leitungsnetz des Verbandes bzw. bei 

einer wesentlichen Erhöhung seiner Leistungsforderung einen Zuschuss zu den Kosten der örtlichen 
Verteilungsanlagen (Baukostenzuschuss). Der Baukostenzuschuss errechnet sich aus den Kosten, die 
für die Erstellung oder Verstärkung der örtlichen Verteilungsanlagen erforderlich sind. 
Die örtlichen Verteilungsanlagen sind die der Erschließung des Versorgungsbereiches dienenden 
Hauptleitungen, Versorgungsleitungen, Behälter, Armaturen, Druckerhöhungs- und sonstige zugehörige 
Anlagen. Der Versorgungsbereich richtet sich nach der versorgungsrechtlichen Ausbaukonzeption für 
die örtlichen Verteilungsanlagen. 
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5.2 Als Baukostenzuschuss zu den auf den Anschlussnehmer entfallenden Kosten für die Erstellung oder 
Verstärkung der örtlichen Verteilungsanlagen gilt ein Anteil von 70 von Hundert dieser Kosten. 

 
Der Baukostenzuschuss (BKZ) beträgt: 

 
 
 
 
 

Es bedeuten: 

K: Anschaffungs- und Herstellungskosten für die Erstellung der örtlichen Verteilungsanla-
gen 

NF:  Nutzfläche des anzuschließenden Grundstückes 
Summe NF: Summe der Nutzflächen aller Grundstücke, die im betreffenden Versorgungsbereich an 

die Verteilungsanlagen angeschlossen werden können 
 
Die Nutzfläche ergibt sich durch Vervielfachen der Grundstücksfläche mit dem Nutzungsfaktor. 

5.3 Als Grundstücksfläche gilt 
 

1. bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche, die der Ermittlung der zulässigen 
Nutzung zugrunde zu legen ist; 

 
2. bei Grundstücken außerhalb des Geltungsbereichs eines Bebauungsplanes, 

 
a) die gänzlich im unbebauten Innenbereich (§ 34 Baugesetzbuch – BauGB) liegen grundsätzlich die 
gesamte Fläche des Grundstückes, 

 
b) die sich vom Innenbereich (§ 34 BauGB) über die Grenzen des Bebauungszusammenhangs hinaus 
in den Außenbereich erstrecken 

 
aa) soweit sie an eine Erschließungsanlage angrenzen, die Fläche zwischen der gemeinsamen Grenze 
der Grundstücke mit der Erschließungsanlage und einer der ortsüblichen Bebauung entsprechenden 
Grundstückstiefe (Tiefenbegrenzung); Grundstücksteile, die lediglich die wegemäßige Verbindung zur 
Erschließungsanlage herstellen, bleiben bei der Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt. 
Diese betragen in den Mitgliedsgemeinden: 

 

Ort 
Tiefenbegrenzung (in 
m) 

Ascherode 32 

Bernterode 37 

Bernterode-Schacht – 

Bischofferode 33 

Bischofferode Schacht - 

Bockelnhagen 30 

Bodenstein 46 

Breitenbach 31 

Breitenworbis 36 

Buhla 31 

Deuna 36 

Epschenrode 43 

Gernrode 38 

Gerode 37 

Gerterode 33 

Großbodungen 33 

Hausen 31 

Hauröden 33 



Veröffentlichungen sonstiger Stellen 

- 207 - 

Amtsblatt für den Landkreis Eichsfeld / Nr.: 29                                         Heilbad Heiligenstadt, den 06.09.2016 

Ort 
Tiefenbegrenzung (in 
m) 

Haynrode 32 

Holungen 32 

Jützenbach 36 

Kaltohmfeld 31 

Kirchohmfeld mit Adelsborn 33 

Kirchworbis 34 

Kleinbartloff 38 

Neubleicherode 31 

Neustadt 33 

Niedergebra 39 

Niederorschel 39 

Obergebra 35 

Oberorschel 49 

Reifenstein 38 

Rehungen mit Neusollstedt 28 

Rüdigershagen 34 

Silkerode 31 

Sollstedt 36 

Sonnenstein - 

Stöckey 32 

Vollenborn 32 

Wallrode 26 

Weilrode 34 

Weißenborn-Lüderode 37 

Werningerode 33 

Wintzingerode 35 

Wülfingerode 36 

Worbis 40 

Zwinge 34 

 
Überschreitet die tatsächliche Nutzung diese Abstände, so fällt die Linie zusammen mit der hinteren 
Grenze der tatsächlichen Nutzung. 

 
bb) die Fläche zwischen der der öffentlichen Einrichtung zugewandten Grundstücksseite und einer pa-
rallel dazu verlaufenden Linie, deren Abstand durch die rückwärtige Grenze der zulässigen baulichen, 
gewerblichen oder sonstigen vergleichbaren Nutzung bestimmt wird; 

 
3. bei bebauten Grundstücken im Außenbereich (§ 35 BauGB) die Grundfläche der an die Wasserver-
sorgungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2, höchstens je-
doch die tatsächliche Fläche des Buchgrundstücks. Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten 
dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Bau-
lichkeiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung ei-
ne gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt; 

 
4. bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan die Nutzung als Sportplatz, Friedhof oder Kleingarten im 
Sinne des Bundeskleingartengesetzes festgesetzt ist, oder die innerhalb eines im Zusammenhang be-
bauten Ortsteils (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, die Grundfläche der an die Wasserver-
sorgungsanlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl 0,2, höchstens je-
doch die tatsächliche Fläche des Buchgrundstücks. Die ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten 
dergestalt zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Bau-
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lichkeiten verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung ei-
ne gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt. 

 
5.4 Der Nutzungsfaktor beträgt: 
 

1. bei Grundstücken, die in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise ge-

nutzt werden können (z.B. Friedhöfe, Sportanlagen, Campingplätze, Freibäder, Stellplätze oder 

Dauerkleingärten) oder nur untergeordnet bebaubar oder untergeordnet gewerblich nutzbar sind 

1,0; 

 
2. bei Grundstücken mit einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss 1,0; 

 
3. für jedes weitere Vollgeschoss erhöht sich der Nutzungsfaktor um 0,5. 

 
5.5 Für die Zahl der Vollgeschosse im Sinne von Ziffer 5.4 gilt: 
 

1. für Bebauungspläne 

die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl der Vollgeschosse im Sinne der Festlegungen 
des Bebauungsplanes; soweit der Bebauungsplan statt der Vollgeschosszahl eine Baumassenzahl 
festsetzt, die Baumassenzahl geteilt durch 3,5; dabei werden Bruchzahlen bis einschließlich 0,4 auf die 
vorausgehende volle Zahl abgerundet und solche über 0,4 auf die nächstfolgende Zahl aufgerundet. 
 
2. im unbeplanten Bereich 

für die erstmalige Herstellung eines Anschlusses an die öffentliche Wasserversorgung die Zahl der tat-
sächlichen Vollgeschosse der auf dem Grundstück vorhandenen Bebauung nach dieser Bestimmung 
bzw. die sich aus den Antragsunterlagen ergebende Anzahl der Vollgeschosse. 

 
3. soweit Grundstücke im Außenbereich liegen (§ 35 BauGB) die Zahl der genehmigten Vollgeschosse. 
Weist das Grundstück keine genehmigte Bebauung auf oder überschreitet die vorhandene Bebauung 
die genehmigte Bebauung, ist die Zahl der Vollgeschosse der vorhandenen Bebauung maßgeblich. 
Als Vollgeschosse gelten alle Geschosse, deren Deckenoberkante im Mittel mehr als 1,40 m über die 
Geländeoberfläche hinausragt und die über mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche eine lichte Höhe 
von mindestens 2,00 m haben. 
 

5.6 Wird ein Anschluss an eine Verteilungsanlage hergestellt, die vor dem Inkrafttreten der Ergänzenden 
Bestimmungen errichtet oder mit deren Errichtung vor diesem Zeitpunkt begonnen wurde, so bemisst 
sich der BKZ abweichend von Ziffer 5.2 wie folgt. Der BKZ beträgt 1,00 €/m² Nutzfläche zuzüglich der 
derzeit geltenden Umsatzsteuer. Die Umsatzsteuer wird in der Rechnung gesondert ausgewiesen. 

 
5.7 Der BKZ wird auch dann fällig, wenn der Anschluss an die der örtlichen Versorgung dienenden Vertei-

lungsanlagen über eine auf dem anzuschließenden oder einem fremden Grundstück bereits vorhande-
nen Hausanschlussleitung erfolgt. 
Der BKZ wird zwei Wochen nach Annahme des Angebotes, oder falls die erforderlichen Verteilungsan-
lagen später fertig werden, zu diesem Zeitpunkt, spätestens jedoch bei Fertigstellung des Hausan-
schlusses zugleich mit den Hausanschlusskosten fällig. 
 

5.8 Bei Erweiterung der auf einem Grundstück vorhandenen Bebauung erhebt der Verband die Differenz 
zwischen den bereits erhobenen und den unter Berücksichtigung der sich neu ergebenden Berech-
nungsmaßstäbe ergebenden Baukostenzuschuss. 

 
6. Zu § 10 AVBWasserV – Hausanschluss und Hausanschlusskosten 
 
6.1 Jedes Grundstück (als solches auch jeder zusammenhängende Grundbesitz, der eine selbständige 

wirtschaftliche Einheit bildet) muss einen eigenen Anschluss an die Versorgungsleitung haben. Befin-
den sich auf dem Grundstück mehrere Gebäude mit Verbrauchsstellen, kann der Verband für jedes 
Gebäude, insbesondere dann, wenn ihnen eine eigene Hausnummer zugeteilt ist, einen eigenen An-
schluss verlangen.  
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6.2 Außerhalb des öffentlichen Bereiches (ab der ersten Grundstücksgrenze zum öffentlichen Straßen-
grundstück, in dem die Versorgungsleitung verlegt ist) befindliche Abschnitte, die bis zum 03.10.1990 
hergestellten bzw. bis zu diesem Zeitpunkt letztmalig erneuerten Hausanschlüssen sind entsprechend § 
10 Abs. 3 Satz 2 AVBWasserV Eigentum des über den entsprechenden Anschluss versorgten Grund-
stückseigentümers bzw. Erbbauberechtigten. Die Vertragsparteien können eine Übernahme des Haus-
anschlusses in das Eigentum des Verbandes vereinbaren. 

 
6.3 Der Verband kann den Anschluss eines Grundstückes an die Wasserversorgungsleitung versagen, 

wenn dieser wegen der Lage des Grundstückes oder aus sonstigen technischen oder betriebswirt-
schaftlichen Gründen erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere Maßnahmen erfordert. Der 
Anschluss kann hergestellt werden, wenn der Antragsteller die zusätzlichen Kosten für den Anschluss, 
einschließlich Unterhaltung und Erneuerung, übernimmt und auf Verlangen hierfür Sicherheit leistet. Ein 
Rechtsanspruch des Kunden auf Anschluss wird mit der vorstehenden Regelung nicht begründet. 

 
6.4 Die Hausanschlusskosten werden nach Fertigstellung des Hausanschlusses fällig. Werden die Haus-

anschlusskosten nach Pauschalpreisen berechnet, so kann der Verband eine Vorauszahlung verlan-
gen. Ist für die Pauschale die Länge des Hausanschlusses maßgeblich, bemisst sich die Länge ab dem 
Abzweig von der Versorgungsleitung. 

 
6.5 Die Erneuerung von Hausanschlüssen ist für inaktive Anschlüsse kostenpflichtig. Ein Hausanschluss 

wird als inaktiv angesehen, wenn wegen kundenseitig beantragter zeitweiliger Stilllegung (Zähleraus-
bau) länger als zwei Jahre ein Grundpreis für einen Wasserzähler nicht zu entrichten gewesen ist.   

 
6.6 Eine kostenpflichtige Veränderung des Hausanschlusses im Sinne des § 10 Absatz 4 Nr. 2 liegt auch 

vor, wenn unter Aufrechterhaltung der Versorgung eines Grundstückes (bzw. einer wirtschaftlichen Ein-
heit mehrerer Grundstücke) der Kunde den Rückbau eines oder mehrerer Hausanschlüsse verlangt.  

 
6.7 Der Anschlussnehmer hat das Anbringen von Hinweisschildern zu dulden, soweit sie für die ordnungs-

gemäße Wasserversorgung notwendig sind. 
 
7. Zu § 11 AVBWasserV – Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 
 
7.1 Unverhältnismäßig lang im Sinne von § 11 Abs. 1 Ziff. 2 ist die Anschlussleitung dann, wenn sie auf 

dem Privatgrundstück eine Länge von 15 m überschreitet. 
 
7.2. Als besondere Erschwernis der Verlegung einer Anschlussleitung im Sinne von § 11 Abs. 1 Ziff. 2 gilt 

auch der Fall, dass ein Grundstück nur durch Verlegung einer Anschlussleitung über ein vorhergehen-
des, fremdes Privatgrundstück, welches nicht an die Wasserversorgung angeschlossen ist und vom Ei-
gentümer nicht in wirtschaftlichen Zusammenhang mit der Wasserversorgung genutzt wird oder für das 
die Möglichkeit der Wasserversorgung sonst nicht wirtschaftlich vorteilhaft ist, versorgt werden kann. 

 
7.3 Wasserzählerschächte haben den Regeln der Technik, insbesondere der DIN 1988 Teil 2 zu entspre-

chen. 
 
8. Zu § 12 AVBWasserV – Kundenanlage 
 
Wenn durch Schäden an der Kundenanlage oder aus einem anderen Grund Wasser ungenutzt abläuft, hat der 
Kunde dieses Wasser zu bezahlen. 
 
9. Zu § 13 AVBWasserV – Inbetriebsetzung der Kundenanlage 
 
9.1 Die Kundenanlage kann durch den Verband oder ein in ein Installateurverzeichnis eines Wasserversor-

gungsunternehmens eingetragenes Installationsunternehmen an das Verteilungsnetz angeschlossen 
und in Betrieb gesetzt werden. 

 
9.2 Die Kosten für die Inbetriebsetzung der Anlage trägt der Kunde in Höhe des tatsächlichen Aufwandes. 

Dies gilt auch für den vergeblichen Aufwand, wenn aus Gründen, die der Kunde zu vertreten hat, die 
Durchführung dieser Arbeiten nicht möglich war und eine erneute Anfahrt erforderlich ist. Die Inbetrieb-
setzung der Anlage kann von der vollständigen Bezahlung des Baukostenzuschusses und der Hausan-
schlusskosten abhängig gemacht werden. 
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9.3 Ziffer 9.1 gilt auch für Erweiterungen und Änderungen von Anlagen und für die Verwendung zusätzli-
cher Verbrauchseinrichtungen. 

 
9.4 Die Entfernung oder Beschädigung der vom Verband an Hauptabsperrvorrichtungen, Wasserzählern, 

Absperrhähnen usw. angelegten Plomben kann als Sachbeschädigung oder Urkundenvernichtung 
strafrechtlich verfolgt werden. 

 
10. Zu § 16 AVBWasserV – Zutrittsrecht 
 
10.1 Der Kunde ist verpflichtet, den mit einem Ausweis versehenen Mitarbeitern und Beauftragten des Ver-

bandes Zutritt zu seinem Grundstück und zu seinen Räumlichkeiten zu gestatten, soweit dies für die 
Prüfung der technischen Einrichtungen, zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten gemäß AV-
BWasserV, insbesondere zur Ablesung oder zur Ermittlung preislicher Bemessungsgrundlagen erfor-
derlich ist. 

 
10.2 Dieses Zutrittsrecht gilt hiermit als ausdrücklich vereinbart. Die Verweigerung des Zutrittsrechts ist eine 

Zuwiderhandlung gemäß § 33 AVBWasserV. 
 
11. Zu § 17 AVBWasserV – Technische Anschlussbedingungen 
 
Hausanschlussleitungen und Leitungen der Kundenanlage dürfen weder als Erder noch als Schutzleiter für 
Blitzableiter-Erdungsleitungen und Starkstromanlagen benutzt werden. 
 
12. Zu § 19 AVBWasserV – Nachprüfung von Messeinrichtungen 
 
12.1 Verlangt der Kunde die Nachprüfung von Messeinrichtungen, die im Eigentum des Verbandes stehen, 

hat er hiervon den Verband schriftlich zu benachrichtigen. Der Antrag hat vor oder unverzüglich nach 
dem Ausbau der Messeinrichtung (z. B. bei Zählerwechsel) zu erfolgen, da eine Nachprüfung nach Ab-
lauf einer 2-Wochen-Frist nach dem Ausbau aus technischen Gründen nicht mehr möglich ist. 

 
12.2 Die Kosten der Prüfung trägt der Kunde, falls die Abweichung der Messeinrichtungen die gesetzlichen 

Verkehrsfehlergrenzen nicht überschreitet. Ihre Höhe setzt sich insbesondere zusammen aus den amt-
lichen Eich- und Beglaubigungskosten, den Kosten für den Ein- und Ausbau sowie den Transport der 
Messeinrichtung. 

 
13. Zu § 22 AVBWasserV –Standrohre mit Wasserzähler, Bauwasseranschluss 
 
13.1 Standrohre 

Wird Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht zum Feuerlöschen, sondern zu anderen vorübergehen-
den Zwecken entnommen, sind hierfür Hydrantenstandrohre mit Wasserzählern zu benutzen. Die Stan-
drohre mit Wasserzähler werden vom Verband nach Maßgabe der hierfür geltenden Bedingungen nur 
bei einem unbedingt notwendigen Bedarf und wenn keine andere Möglichkeit einer Wasserentnahme 
ist, vermietet. 
 
An Bauunternehmen werden Standrohre mit Wasserzähler nur für eine bestimmte Maßnahme ausge-
geben und der jeweilig zu benutzende Hydrant durch den Verband festgelegt. 
 
Der Mieter haftet für Beschädigungen aller Art, sowohl für Schäden am Mietgegenstand als auch für al-
le Schäden, die durch Gebrauch des Standrohres mit Wasserzähler an Hydranten und Leitungseinrich-
tungen dem Zweckverband oder dritten Personen entstehen. 
 
Bei Verlust des Standrohres mit Wasserzähler hat der Mieter vollen Ersatz zu leisten. Bei Frostwetter ist 
die Benutzung des Hydranten nicht gestattet. Der Mieter ist verpflichtet, das überlassene Standrohr mit 
Wasserzähler spätestens am Ende eines jeden Quartals dem Verband zur Ablesung vorzuzeigen. 
Der Verband vermietet Standrohre mit Wasserzähler nur gegen Zahlung einer Kaution (gemäß Preis-
verzeichnis).  
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Sollte das Standrohr mit Wasserzähler nicht nach den vorgenannten Ablesezeiträumen vorgezeigt wer-
den, erfolgt ein Einzug durch den Verband. Im Wiederholungsfalle behält sich der Verband vor, künftig 
ein Standrohr mit Wasserzähler an den Mieter nicht mehr auszugeben. 
 
Die Verwendung fremder Standrohre mit Wasserzähler ist nicht gestattet. 
 

13.2 Der Bauwasseranschluss 
 

1. Erläuterung Bauwasseranschluss 

Der Bauwasseranschluss ist eine zeitlich begrenzte Wasserversorgung eines Grundstückes oder einer 
bautechnischen Anlage zum Gebrauch von Wasser zu baulichen Zwecken (kein Trinkwasser). 
Das gebrauchte Wasser darf nicht in eine öffentliche Abwasseranlage eingeleitet werden. 
Die Herstellung bedarf des Antrages und eines Vertrages zwischen Antragsteller und dem Verband. Vo-
raussetzung ist die vorausgegangene mindestens jedoch gleichzeitige Beantragung eines Trinkwasser-
anschlusses für das gleiche Gebäude bzw. bauliche Anlage. 
Der Wasserzähler ist rot gekennzeichnet. Er bleibt Eigentum des Verbandes. 
Der Antragsteller haftet für den unbeschadeten Erhalt / Bestand. 
 
2. Kosten Bauwasseranschluss 

Die Kosten für die Herstellung sowie für den Umbau zum Trinkwasserhausanschluss sind von dem An-
tragsteller zu tragen. 
 
Für den Grund- und Mengenpreis gilt das allgemeine Preisverzeichnis des Verbandes. 
 
 

14. Zu §§ 24, 25 AVBWasserV – Abrechnung, Abschlagszahlung 
 
14.1 Abrechnungszeitraum ist grundsätzlich ein Zeitraum von 12 Monaten. 
 
14.2 Abschlagszahlungen werden grundsätzlich zweimonatlich erhoben. 
 
14.3 Eine Änderung der Abrechnungszeiträume und der Anforderung von Abschlagszahlungen bleibt dem 

Verband vorbehalten. 
 
14.4 Im Vertrag kann monatliche Ablesung und Rechnungslegung bzw. monatliche Abschlagszahlung ver-

einbart werden. Bestehende Vereinbarungen zur Ablesung und Rechnungslegung bleiben in Kraft. 
 
14.5 Sind zusätzliche Abrechnungen (z.B. Eigentümerwechsel) erforderlich, trägt der Kunde die Kosten. 
 
15. Zu § 27 – Zahlung, Verzug 
 
15.1 Im Falle des Zahlungsverzugs berechnet der Verband neben dem gesetzlichen Verzugszins eine 

Mahnkostenpauschale gemäß dem Preisverzeichnis. 
 
15.2 Für die Einstellung der Versorgung nach § 33 Abs. 1 und 2 AVBWasserV wird durch den Verband je-

weils eine Pauschale gemäß dem Preisverzeichnis berechnet. Davon unberührt bleibt das Recht des 
Kunden, im Einzelfall einen geringeren Schaden oder das Nichtentstehen eines Schadens nachzuwei-
sen. 

 
15.3 Für die beantragte Wiederaufnahme der Versorgung gemäß § 33 Abs. 3 AVBWasserV werden die ent-

stehenden Aufwendungen gemäß Preisverzeichnis pauschal berechnet. Auch insoweit bleibt das Recht 
des Kunden, im Einzelfall einen geringeren Schaden oder das Nichtentstehen eines Schadens nachzu-
weisen, unberührt. 

 
16. Zu § 32 AVBWasserV – Kündigung 
 
16.1 Wird aus einem Hausanschluss über einen längeren Zeitraum entweder gar kein oder nur in sehr gerin-

gem Maße Wasser entnommen, so ist der Verband berechtigt, das Versorgungsverhältnis unter Einhal-
tung der Monatsfrist gemäß § 32 Abs. 1 AVBWasserV zu kündigen, wenn dies zum Schutz des Trink-
wassers vor qualitativer Beeinträchtigung erforderlich ist. 
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16.2 Eine zeitweilige Absperrung des Hausanschlusses gemäß § 32 Abs. 7 AVBWasserV entbindet den 
Kunden nicht von der Zahlung des Grundpreises. Dauert die Absperrung länger als ein Jahr, so kann 
der Verband entsprechend der DIN 1988 die Abtrennung der Hausanschlussleitung verlangen. 

 
16.3 Ist ein Hausanschluss unter Beendigung des Versorgungsverhältnisses nicht nur vorübergehend stillge-

legt worden (keine Grundpreiszahlung), so kann der Verband für den Fall, dass für das betreffende 
Grundstück der erneute Anschluss an die Wasserversorgung begehrt wird, entweder die Herstellung 
einer neuen Hausanschlussleitung verlangen oder die Wiederinbetriebsetzung der alten Hausan-
schlussleitung vornehmen. Die Entscheidung ergeht auf Grundlage technischer bzw. hygienischer Er-
wägungen.  

 
17. Änderungen 
 
Die Ergänzenden Bestimmungen und die Entgelte nach dem Allgemeinen Tarif können vom Verband mit Wir-
kung für alle Kunden geändert oder ergänzt werden. Jede Änderung und Ergänzung ist öffentlich bekanntzu-
machen. Mit der öffentlichen Bekanntmachung gelten sie als jedem Kunden zugegangen. Sie werden Vertrags-
inhalt, sofern der Kunde das Vertragsverhältnis nicht nach § 32 AVBWasserV kündigt. 
 
18. Preisverzeichnis 
 
Das als Anlage beigefügte Preisverzeichnis ist Bestandteil der Ergänzenden Bestimmungen des Wasser- und 
Abwasserzweckverbandes „Eichsfelder Kessel“ zur „Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versor-
gung mit Wasser“ (AVBWasserV) vom 20. Juni 1980. 
 
19. Inkrafttreten 
 
Die Ergänzenden Bestimmungen des Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Eichsfelder Kessel“ zur AVB-
WasserV vom 20. Juni 1980 treten am Tage nach der Bekanntmachung im Amtsblatt des Landkreises Eichsfeld 
(Aufsichtsbehörde) in Kraft. 
 
Gleichzeitig werden die Ergänzenden Bestimmungen in der Fassung vom 13.12.2013 sowie die 1. bis 3. Ände-
rung zur Fassung vom 13.12.2013 außer Kraft gesetzt. 
 
 
Ausfertigung: 
 
 
Niederorschel, den 29.08.2016 
 
 
 
gez. Heinrich Barthel 
Verbandsvorsitzender 
 
 

Anlage 
zu den Ergänzenden Bestimmungen des WAZ „Eichsfelder Kessel“ zur „AVBWasserV“ vom 20. Juni 1980 
 
 

Preisverzeichnis des Wasser- und Abwasserzweckverbandes „Eichsfelder Kessel“ für 
die Trinkwasserversorgung 
 
1. Tarifpreis für die Versorgung mit Trinkwasser 
 
1.1 Der Grundpreis stellt das Entgelt für die Bereitstellung der öffentlichen Wasserversorgungsanlage dar. 

Er wird für jeden Grundstücksanschluss nach dem Nenndurchfluss (Qn) bzw. dem Dauerdurchfluss 
(Q3) nach der Europäischen Messgeräterichtlinie (MID) verwendeten Wasserzähler berechnet. Befin-
den sich auf einem Grundstück nicht nur vorübergehend mehrere Wasseranschlüsse, so wird der 
Grundpreis nach dem Nenndurchfluss oder Dauerdurchfluss der einzelnen Wasserzähler berechnet. 
Soweit Wasserzähler nicht eingebaut sind, wird der Dauerdurchfluss geschätzt, der nötig wäre, um die 
mögliche Wasserentnahme messen zu können. 
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1.2 Der jährliche Grundpreis beträgt bei der Verwendung von Wasserzählern der Größe 
 

Qn (Nenndurchfluss) oder Q3 (Dauerdurchfluss)   Grundpreis/Jahr 
 
bis   2,5 m³/h       4 m³/h      154,08 €/Jahr 
bis   6,0 m³/h     10 m³/h      369,79 €/Jahr 
bis 10,0 m³/h     16 m³/h      616,32 €/Jahr 
bis 15,0 m

3
/h     25 m³/h      924,48 €/Jahr 

bis 25,0 m
3
/h     40 m³/h   1.540,80 €/Jahr 

bis 40,0 m
3
/h     63 m³/h   2.465,28 €/Jahr 

bis 60,0 m
3
/h   100 m³/h    3.697,92 €/Jahr 

 
1.3 Der Mengenpreis bemisst sich nach der Menge (m³) des zur Verfügung gestellten Wassers und gilt 

zusätzlich zum Grundpreis für die bezogene Wassermenge. Der Mengenpreis beträgt 
 

1,46 € je Kubikmeter 
 

entnommenen Wassers. Dieser Mengenpreis gilt auch für die Entnahme über einen beweglichen Was-
serzähler (Standrohr) oder einen Bauwasseranschluss. 

 
1.4 Der Mietpreis für ein Zählerstandrohr beträgt 3,75 € je Tag. Die Kaution für die Überlassung eines 

Standrohrs beträgt 350,00 €. 
 
2. Umsatzsteuer 
 
2.1 Die Entgelte gemäß der Ziffer 1 beinhalten jeweils die gesetzliche Umsatzsteuer von derzeit 7%. Diese 

wird in den jeweiligen Rechnungen gesondert ausgewiesen.  
 
2.2 Ändert sich der gesetzliche Umsatzsteuersatz, ändern sich die in der Ziffer 1 festgelegten Bruttoentgel-

te entsprechend. 
 
3. Pauschalen 
 
Mahnkosten (Ziffer 15.1 der Erg. Bestimmungen)     2,50 € 
Einstellung der Versorgung (Ziffer 15.2 der Erg. Bestimmungen)  59,50 € 
Wiederinbetriebnahme (Ziffer 15.3 der Erg. Bestimmungen)  59,50 € 


